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Netikette (Netiquette)

Unter der Netikette versteht man das 
gute oder angemessene und achtende 
Benehmen in der technischen (elekt-
ronischen) Kommunikation.
Das Lesen und Schreiben von E-Mails und 
SMS ist mittlerweile so selbstverständlich 
geworden, dass wir uns eine Kommunika-
tion im Privat- und Berufsleben ohne sie 
kaum noch vorstellen können. Dabei wer-
den vermehrt Abkürzungen für englische 
Wörter gebraucht, welche im privaten 
Umfeld OK sind, sich im beruflichen Um-
feld aber negativ auswirken können.

Diese englischen Abkürzungen können 
Sie ohne Bedenken auch in Ihren deut-
schen E-Mails verwenden:

asap as soon as possible
bcc blind carbon copy
BTW by the way
cc carbon copy
eg for example
etc and so on
FYI for your information
ie in other words
info information
MFG Mit freundlichen Grüssen
N/A not applicable
re regarding
w/o without
z.B. zum Beispiel

Nachstehend einige Abkürzungen, wel-
che sicher in den Privatgebrauch gehö-
ren:
B4 before
LOL laughing out loud
ROFL  rolling on the floor 

laughing

IMO in my opinion
OMG oh my God
gig giggle
4U for you
CU see you
CYA see ya/see you again
afaik as far as I know
BR best regards
JK just kidding
THX/TNX/TX thanks
URW you are welcome
kA keine Ahnung
kP kein Plan
DAU  dümmster anzunehmen-

der Nutzer

Etc., etc., oder mit anderen Worten:
YAA yet another acronym

Und so sollten Ihre geschäftlichen  
E-Mails aussehen:
 – Betreffzeile immer verwenden
 – Höfliche Anrede
 – Verständlicher gut aufgebauter Inhalt
 – Korrekte Rechtschreibung (Visitenkar-
te!) mit Gross- und Kleinschreibung

 – Verbot von Smileys und hergeholten 
Abkürzungen

 – Höfliche Schlussformel mit Signatur, wel-
che alle nötigen Kontaktdaten enthält

 – Verwendung von Prioritätenfunktion 
nur bei wirklich sehr wichtigen Nach-
richten

Professionelle E-Mails bleiben Ihren Kun-
den positiv im Gedächtnis!

Mit freundlichen Grüssen
Merki Treuhand AG
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Familienbesteuerung: von Abzügen und Tarifen

Bei der Steuerdeklaration führen die Ab
züge fast immer zu grossem Kopfzerbre
chen. Allzu leicht verirren sich Familien 
und Alleinerziehende im Dschungel der 
Entlastungen. Hier ein Überblick.

Grundsatz der Familienbesteuerung
Fiskalisch wird die Familie als Einheit be
trachtet. Darum müssen in ungetrennter 
Ehe lebende Gatten eine gemeinsame 
Steuererklärung einreichen. Zudem ver
steuern die Eltern das Einkommen und 
Vermögen ihrer minderjährigen Kinder. 
Nur Minderjährige mit eigenem Erwerbs
einkommen (z. B. aus einem Lehrverhält
nis oder Ferienjob) müssen dieses separat 
deklarieren.

Die verschiedenen Abzüge
Die bestehenden Steuerentlastungen für 
Eltern ergänzen die bereits für Ehegatten 
oder Alleinstehende geltenden Abzüge. 
Leider verunmöglichen die kantonalen 
Unterschiede über Art, Höhe und Voraus
setzungen selbst Experten einen zuverläs
sigen Vergleich der Erleichterungen.

Die korrekte Tarifstufe
Nebst diesen Abzügen gelangen bei der 
Familienbesteuerung zusätzlich auch Ver
günstigungen beim Steuertarif zur An
wendung. Das schweizerische Steuer
recht kennt folgende Tarifstufen:

 – Der Alleinstehendentarif gilt generell 
für alle nicht in ehelicher Gemeinschaft 
lebenden Steuerpflichtigen. Das Ein
kommen wird zum regulären Steuersatz 
besteuert.

 – Der Verheiratetentarif gilt für Ehepaare 
(bzw. eingetragene Partnerschaften). Er 
ist entweder als separater Tarif oder als 
Splittingtarif ausgestaltet.

 – Der Familien- oder Elterntarif ist ein 
Spezialtarif. Er gilt in einigen Kantonen 
und auf Bundesebene. Von der Vergüns
tigung profitieren die Steuerpflichtigen 
direkt als «Gutschrift» auf den Steuer
betrag gemäss Verheiratetentarif.

Traditionelle Familienverhältnisse
Bei einfachen Verhältnissen ist die Steuer
deklaration relativ einfach zu bewältigen. 
So kommt eine Familie (Eltern, Kinder in 
Ausbildung) auf Bundesebene in den Ge
nuss dieser maximalen Steuerbegünsti
gungen:
 – Versicherungs und Sparzinsenabzug von 
CHF  700 pro Kind.
 – Drittbetreuungskostenabzug von CHF   
10 100 pro Kind bis zu 12 Jahren.
 – CHF  6 500 Sozialabzug pro Kind.
 – Elterntarif, der die nach dem Verheira
tetentarif berechnete Bundessteuer zu
sätzlich um CHF  251 pro Kind reduziert.

Minderjährige Kinder, die eine Lehre ab
solvieren, müssen ihren Lehrlingslohn 
grundsätzlich selbst versteuern.

Getrennt lebende Ehegatten
Trennen sich die Ehegatten, werden sie 
auch getrennt besteuert. Von den erwähn
ten Begünstigungen profitiert in der Folge 
nur noch jener Gatte, der den Unterhalt 
der Kinder zur Hauptsache bestreitet.
Der andere Gatte wird nach dem Allein
stehendentarif besteuert. Er profitiert in 
der Regel nicht von den Steuervergünsti
gungen für Familien bzw. Eltern und muss 
zusätzlich Unterhaltszahlungen leisten:
 – Steuerlich abziehbare Zahlungen für Kin
der unter 18 Jahren an die Mutter bzw. 
den Vater; sie sind von der Mutter bzw. 
dem Vater im Gegenzug zu versteuern.
 – Nicht abziehbare Zahlungen an die über 
18jährigen Kinder.

Kantonale Unterschiede
Je nach Kanton wird von den erwähnten 
Grundsätzen abgewichen. Dies kann z. B. 
bei gemeinsamer elterlicher Sorge der Fall 
sein. Das Studium der verschiedenen Wei
sungen (die Eidg. Steuerverwaltung hat 
ein 56seitiges Kreisschreiben mit gegen 
20 Fallvarianten (exkl. Nuancen) verfasst 
und ähnlich umfangreich sind die kanto
nalen Vorgaben!) oder – noch besser –  
der Beizug eines kompetenten Steuer
beraters sei darum dringend empfohlen…
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Die häufigsten Fehler bei der MWST

Gemäss Eidgenössischer Steuerverwal-
tung, Abteilung MWST, rechnen DREI 
von VIER Betrieben falsch ab. Die Reviso-
ren stellen in 73 % der Fälle Ungereimt-
heiten fest, was manchmal zu hohen 
Nachforderungen führen kann. Zusätzlich 
werden 5 % Verzugszinsen berechnet.

Unvollständige Buchhaltung
Vor allem bei kleineren Unternehmen 
 treffen die Revisoren häufig nicht geset-
zeskonform geführte Buchhaltungen an. 
Es fehlen Belege oder es wird eine Vor-
steuer verbucht und geltend gemacht von 
nicht mehrwertsteuerpflichtigen Unter-
nehmen. Auch gibt es oft unsaubere Ab-
grenzungen zwischen geschäftlichen und 
privaten Auslagen eines Unternehmers.

Umsatzdifferenzen zwischen 
Buchhaltung und eingereichter 
Abrechnung
Nach dem Einreichen einer Abrechnung 
werden rückwirkend noch Umsätze in 
der Buchhaltung erfasst, ohne diese in 
die nächste Abrechnung einzubeziehen. 
Die MWST wird also nicht abgeliefert.

Eine umfassende Umsatzabstimmung 
beim Erstellen des Jahresabschlusses 
würde einen solchen Mangel aufzeigen. 
Was bis Ende 2009 Praxis der ESTV war, 
ist seither eine unabdingbare Pflicht 
(Art. 96 ff. MWSTG).

Falsch verbuchte Desinvestitionen
Gewinne aus Verkäufen von Gütern des 
Anlagevermögens (Fahrzeuge, Maschi-
nen etc.) werden nicht in der Erfolgsrech-
nung erfasst, sondern es wird nur die Dif-
ferenz zur Neuinvestition in den Aktiven 
gebucht. Die Ablieferung der MWST auf 
den Verkäufen fehlt also.

Privatanteile effektive Methode
Auf privat genutzten Gütern des Ge-
schäftsvermögens und auf einigen Ge-
haltsnebenleistungen muss ein Privatan-
teil verbucht werden. Darauf ist die soge-
nannte Eigenverbrauchssteuer an die 
MWST abzuliefern. 

Vorsteuerkürzungen
Bei Unternehmen, welche sowohl 
MWST-pflichtige als auch von der MWST 
ausgenommene Leistungen erbringen, 
muss der Vorsteuerabzug entsprechend 
dem von der MWST ausgenommenen 
Umsatz gekürzt werden. Die Berech-
nung der Kürzung ist oft kompliziert und 
kann bei einer MWST-Revision zu Nach-
forderungen führen. Es ist zu prüfen, ob 
eine Optierung (freiwillige Unterstellung) 
der nicht pflichtigen Umsätze sinnvoll ist, 
dann könnte die gesamte Vorsteuer gel-
tend gemacht werden. 

Spenden / Sponsoring
Bei Sponsoringleistungen, die in Form 
von Naturalien abgegeben werden, hat 
jede Vertragspartei ihre Leistungen zum 
Wert, wie sie sie einem unabhängigen 
Dritten fakturieren würde, bei der MWST 
abzurechnen.

Beispiel: Ein Personalvermittlungsunter-
nehmen bezahlt einer Radmannschaft 
Material im Wert von 100 000 Franken. 
Als Gegenleistung wird während der Sai-
son Werbung für die Personalvermitt-
lungsfirma gemacht. Beide Unterneh-
men müssen für ihre Leistung eine Rech-
nung erstellen (ersteres für die 
Materiallieferung und das zweite für die 
Werbeleistung). Solche Abrechnungen 
fehlen oft und damit auch die abzuliefern-
de MWST.

Bei Naturalspesen ohne Gegenleistung 
hat der Spender seinen Vorsteuerabzug 
zu korrigieren bzw. das gespendete Pro-
dukt im Eigenverbrauch zu versteuern.

Baubranche
Eigenleistungen an Bauten des Ge-
schäftsvermögens müssen bei der 
MWST abgerechnet werden. Es ist eine 
interne Rechnung für das verarbeitete 
Material zuzüglich eines Zuschlags von 
33 % zu erstellen und darauf die MWST 
abzurechnen.



Interkantonale Ersatzbeschaffung von Eigenheimen

Wohl in wenigen Bereichen der kantonalen 
Steuern bestehen derart grosse Unter-
schiede wie bei den Grundstückgewinn-
steuern. Zwar sind im Steuerharmoni-
sierungsgesetz Besteuerungsgrundsätze 
statuiert, doch bleibt den Kantonen in der 
Praxis doch ein erheblicher Gestaltungs-
spielraum. In Tariffragen sind die Kantone 
autonom.

Wer in einem Kanton ein dauernd und 
ausschliesslich selbstgenutztes Wohnei-
gentum (Einfamilienhaus oder Eigentums-
wohnung) veräussert, kann (auch) in einem 
anderen Kanton innert angemessener 
Frist eine gleichgenutzte Ersatzliegen-
schaft erwerben oder bauen. In diesem 
Fall kann die Besteuerung des Gewinns 
aus der im ersten Kanton veräusserten Lie-
genschaft aufgeschoben werden (Art.  12 
Abs.  3 lit.  e) StHG). Besteuert wird dann 
erst, wenn das Ersatzobjekt (ohne Anschaf-
fung eines weiteren Ersatzobjekts) ver-
äussert wird. Der Verkauf des Erstobjekts 
und die Anschaffung des Ersatzobjekts 
müssen nicht strikt zeitgleich erfolgen und 
zulässig ist auch eine Vorausbeschaffung 
des Ersatzobjekts. Allerdings sind die kan-
tonalen Praxen bezüglich Voraus- und Nach-
beschaffung und der hierbei einzuhalten-
den Fristen nicht einheitlich. Zu beachten 
ist bei Ehegatten auch, ob strikte Subjekt-
identität von Veräusserer und Erwerber ver-
langt wird.

Welcher Kanton besteuert nun aber wel-
chen Teil des Gewinns? Und wie wird der 
Gewinn überhaupt ermittelt? Nach wel-
chem kantonalen Recht?

Das Bundesgericht hat in einem steuerthe-
oretisch (mit Bundesrichter Peter Locher) 
begründeten Entscheid vom 19. 12. 2012 
gefunden, dass alleine dem Zweitkanton 
das Besteuerungsrecht zustehe. Der 
Zweitkanton besteuert damit auch den 
aufgeschobenen Gewinn des Erst-
kantons. 

Aber wie? Erfasst er einfach den im Erst-
kanton aufgeschobenen und nach dessen 
Recht berechneten Gewinn zusammen 
mit dem im Zweitkanton realisierten Ge-

winn oder stellt er bei der Gewinnermitt-
lung vollständig auf sein eigenes Recht 
ab? Berücksichtigt er z. B. einen bestimmte 
Jahre zurückliegenden Ersatzwert (wie z. B. 
im Kt. Zürich: vor 20 Jahren) und wenn ja, 
stellt er bei dieser Berechnung auf den Zeit-
punkt der Veräusserung des Erst- oder des 
Zweitobjekts ab? Akzeptiert er  einen Infla-
tionszuschlag auf den Anlagekosten des 
Erstobjekts (wie z. B. im Kt. Graubünden), 
wenn er ihn selber nicht kennt? Oder ver-
zichtet er nach 25 Jahren gar auf eine Be-
steuerung, wie der Kanton Genf?

Die vom Bundesgericht für massgeblich 
 erklärte Einheitsmethode führt jedenfalls 
dazu, dass der Gesamtgewinn im Zweit-
kanton zum im Zweitkanton massgebli-
chen Tarif besteuert wird. Die Belastungs-
unterschiede zwischen den Kantonen sind 
erheblich. Ein Beispiel illustriere dies: Bei 
einer (gesamthaften) Besitzesdauer von 
20 Jahren betragen die Grundstückgewinn-
steuern bei Anlagekosten von Fr. 800 000.– 
und einem steuerpflichtigen Gesamt-
gewinn von Fr. 400 000.– im Kt.  Zürich 
Fr.  74 700.–, in Zug und Aargau je rund 
Fr.  40 000.–, im Kt. St. Gallen aber 
Fr.  118 620.–. Je nach Konstellation muss 
man sich daher überlegen, ob man nicht 
bereits bei der Erstveräusserung im Erst-
kanton über die dortige Grundstückgewinn-
steuer abrechnen soll und auf einen Steu-
eraufschub verzichtet.

Fazit: Mit dem genannten Bundesgerichts-
entscheid ist die Büchse der Pandora 
 geöffnet. In derartigen Fällen von interkan-
tonalen Ersatzbeschaffungen ist eine sorg-
fältige Analyse unerlässlich.


